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Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


A. Mündliche Fragen gemäß 1. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 

1. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß deutsche 

Dr. Probst Wissenschaftler von Seiten der DDR in Bro- 

schüren und Noten an die UNO und die Gen- 
fer Abrüstungskonferenz verdächtigt werden, 
auf dem verbotenen Gebiet der chemischen 
und biologischen Kampfstoffe zu arbeiten und 
was gedenkt die Bundesregierung zum Schutz 
der Betroffenen gegen diese Behauptungen 
zu unternehmen? 

2. Abgeordneter Wird die Bundesregierung bei den Gesprächen 

Weigl in Kassel die Familienzusammenführung der 

seit dem Mauerbau in Berlin zwangsläufig in 
beiden Teilen Deutschlands getrennt lebenden 
Ehegatten, Kinder etc. zur Sprache bringen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


3. Abgeordneter Kann die Bundesregierung veterinärmedizi- 

Dr. Schmidt nische Berichte bestätigen, nach denen eine 

(Krefeld) hohe Salmonellenverseuchung bei in- und aus- 

ländischem Schlachtgeflügel und in importier- 
tem Fischmehl festgestellt wurde und wenn 
ja, welche seuchenhygienischen Konsequenzen 
ist sie bereit, daraus zu ziehen? 

4. Abgeordneter Stimmt es, daß z. Z. bei dem erwähnten Fut- 

Dr. Sdimidt termittel nur Stichprobenuntersuchungen 

(Krefeld) durchgeführt werden und pflanzliche Futter- 

mittel bislang noch keiner amtlichen Unter- 
suchung unterliegen? 

5. Abgeordneter Wie wird die Landwirschaft in allen ihren 

Niegel Formen der Bewirtschaftung, wie Voll- 

erwerbs-, Zu- oder Nebenerwerbsbetriebe, 
nach dem Wohngeldgesetz und den dazu er- 
gangenen Durchführungsverordnungen und Er- 
lassen berücksichtigt und wie wird das Ein- 
kommen der nichtbuchführenden Landwirte 
ermittelt? 

6. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit und in der Der Fragesteller 

DrÖsdier Lage, auf die Alterskassen jetzt schon dahin bittet um sdiriit- 

einzuwirken, daß angesichts der anstehenden Beantwortung 
zahlreichen ungelösten Anträge auf Landab- 
gaberente bei Betrieben in der Größenordnung 
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der 2 bis 4fachen Mindesthöhe einerseits und 
andererseits der erheblichen unverbrauchten 
Mittel für diesen Zweck sowie angesichts der 
bevorstehenden Novelle auf diesem Gebiet 
Anweisung gegeben wird, den gestellten An- 
trägen zu entsprechen, wenn sie nur unwe- 
sentlich über der bisherigen geforderten Min- 
desthöhe des Einheitswertes liegen, wobei an 
eine Überschreitung von 50Vo gedacht werden 
könnte? 

Ist die Bundesregierung bereit, die Koppelung 
von Abgaben mit statistischen Angaben auf 
dem landwirtschaftlichen Sektor aufzuheben, 
um die Statistik zuverlässiger zu machen und 
Verzerrungen zu vermeiden? 

8. Abgeordneter In welcher Weise gedenkt die Bundesregie- 

Dr. Kempfier rung, bei der Ausarbeitung des Bundesforst- 

gesetzes den Forderungen der Empfehlung 
579 über die Lage der Forstwirtschaft in Euro- 
pa, die von der Beratenden Versammlung des 
Europarates am 23. Januar 1970 angenommen 
wurde, Rechnung zu tragen? 

9. Abgeordnete Wird sich die Bundesregierung an der Aus- 
Frau Herklotz arbeitung der in der Empfehlung 577 der Be- 
ratenden Versammlung des Europarates vom 
23. Januar 1970 im Entwurf vorgelegten euro- 
päischen Landwirtschaftscharta beteiligen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


10. Abgeordneter Welche Haushaltsmittel hält die Bundesregie- 

Pfeifer rung im Jahre 1971 für den Ausbau der Hoch- 

schulen mindestens für erforderlich? 

11. Abgeordneter Auf welchem Weg glaubt sie diese Mittel be- 

Pfeifer schaffen zu können, nachdem für den Hoch- 

schulausbau trotz steigender Studentenzahlen 
in der mittelfristigen Finanzplanung des Bun- 
des für 1971 nach der Drucksache VI/301 
10 Millionen DM, nach der Drucksache VI/418 
sogar 20 Millionen DM weniger als im Jahre 
1970 vorgesehen sind? 

12. Abgeordneter Was gedenkt der Bundesminister für Bildung 

Dr. Götter und Wissenschaft zu tun, um die unter die 

von der Bundesregierung verfügte vorläufige 
Konjunktursperrre fallenden 75 Millionen DM 
für den Ausbau der Hochschulen im Jahre 1970 
sofort freizubekommen? 


7. Abgeordneter 

Höcherl 
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Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


13. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die Frage zu 
Dr. Zimmermann prüfen, deutschen Staatsbürgern, die vorüber- 
gehend oder ständig ihren Wohnsitz im Aus- 
land haben, die Ausübung ihres Wahlrechts 
bei Bundestagswahlen zu ermöglichen? 

14, Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 

Dr. Apel die Einreisebestimmungen für die Familien- 

angehörigen von in der Bundesrepublik 
Deutschland beschäftigten ausländischen Ar- 
beitnehmern aus Nicht-EWG-Ländern so zu 
verändern, daß neben dem Ehepartner und 
den ehelichen Kindern ein weiteres Mitglied 
der Familie einreisen kann, mit der Zielset- 
zung, auf diese Weise die häusliche Betreu- 
ung der Kinder und ihren Schulbesuch durch 
einen nicht berufstätigen Erwachsenen anstelle 
der meist voll berufstätigen Eltern sicherzu- 
stellen? 


15. Abgeordneter Sind im Ergänzungshaushaltsplan 1970 für das 
Dr. Evers Bundesinstitut für Sportdokumentation und 

angewandte Sportwissenschaften die entspre- 
chenden Planstellen und eine Erhöhung des 
Ausgabeansatzes vorgesehen, so daß die Ar- 
beitsaufnahme zum 1. Juli 1970 gewährleistet 
ist? 


16. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die Stelle des 

Dr. Evers Institutsleiters öffentlich auszuschreiben, um 

durch eine möglichst breite Auswahl eine 
hochqualifizierte Fachkraft zu gewinnen? 

17. Abgeordneter Werden die Ergebnisse von Untersuchungen 

Dr. Hauff der Öffentlichkeit zugänglich gemacht, die 

Forschungsinstitute im Auftrag der Bundesre- 
gierung über die Rationalisierung der Arbeit 
von Bundesbehörden durchgeführt haben bzw. 
durchführen? 


18. Abgeordneter In welchem Zeitraum ist mit einer Verbesse- 

Dr. Schmitt- rung der Unterbringungsverhältnisse und der 

Vockenhausen allgemeinen Bedingungen für diejenigen 

Grenzschutzbeamten zu rechnen, die zu Wach- 
aufgaben nach Bonn abgeordnet werden? 

19. Abgeordnete Ist die Bundesregierung bereit, entsprechend 
Frau Herklotz der Empfehlung 562 (1969) der Beratenden 

Versammlung des Europarates sich an der 
Ausarbeitung einer Europäischen Charta der 
Umwelthygiene zu beteiligen? 
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20. Abgeordneter Wie würde die Bundesregierung zu einem 

Mursch Vorschlag stehen, in der Gemeinsamen Ge- 

(Soltau-Harburg) schäftsordnung, Allgemeiner Teil, vorzuschrei- 
ben, daß u. a. Schreiben von Abgeordneten 
des Deutschen Bundestages von dem zuständi- 
gen Bearbeiter am Tage des Eingangs zu bear- 
beiten sind, und daß in den Fällen, in denen 
.Rückfragen notwendig werden, binnen einer 
Woche ein Zwischenbescheid zu geben ist — 
ein Verfahren, wie es Bundesverkehrsminister 
Dr. Seebohm in der ergänzenden Geschäftsord- 
nung des Bundesverkehrsministeriums fest- 
gelegt und während seiner 17jährigen Amts- 
zeit mit Erfolg praktiziert hat und das auch 
von seinem Nachfolger angewendet wird? 

21. Abgeordneter In welchem Umfang und mit welchen Aufga- 

Biechele ben beteiligen sich deutsche Hilfsorganisa- 

tionen im Katastropheneinsatz im türkischen 
Erdbebengebiet von Gediz? 


22. Abgeordneter Erfolgt nach Kenntnis der Bundesregierung 
Biechele der Einsatz der Gruppen der verschiedenen 

Hilfsorganisationen in einer sinnvollen Koor- 
dination, die eine optimale Hilfeleistung ge- 
währleistet? 


Gesciläftsbereicii des Bundesministers der Justiz 


23. Abgeordneter 

Peiter 


24. Abgeordneter 

Peiter 


25. Abgeordneter 

Hörmann 

(Freiburg) 


26. Abgeordneter 
Hörmann 
(Freiburg) 


Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, 
daß die deutschen Richter unabhängig und nur 
ihrem Gewissen verantwortlich sind? 

Wird die Bundesregierung alle Angriffe gegen 
die Richter zurückweisen und sich schützend 
vor sie stellen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß in vie- 
len Fällen die derzeitig gesetzlich geltende 
Mindesthaftpflichtversicherung von 250 000 
DM für PKW — insbesondere für Selbstfahrer- 
mietfahrzeuge — bei schuldhaftem Verursa- 
chen von Unfällen durch den Eigner oder 
Fahrer bzw. durch den Mieter eines Selbst- 
fahrermietfahrzeuges ungenügend ist, sofern 
der Eigner, Fahrer oder Mieter nicht selbst 
zusätzlich ausreichend versichert ist oder mit 
persönlichem Vermögen für entstandene Schä- 
den an Leben und Eigentum Dritter haften 
kann? 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
auf gesetzlicher Grundlage sowohl für Privat- 
fahrzeuge als auch für Selbstfahrermietwagen 
die Grenzen der Mindesthaftpflichtversiche- 
rung den heutigen Erfordernissen angepaßt 
zu erhöhen? 
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27. Abgeordnete Bis wann ist mit dem Abschluß des Ratifizie- 
Frau Klee rungsverfahrens für das Europäische Überein- 

kommen zur Verhütung von Rundfunksendun- 
gen, die von Sendestellen außerhalb der staat- 
lichen Hoheitsgebiete gesendet werden, zu 
rechnen, dessen Ratifizierungsgesetz vom 
Deutschen Bundestag bereits am 2. Juli 1969 
verabschiedet wurde? 

Aus welchem Grund konnte das Ratifizie- 
rungsverfahren für die beiden Europäischen 
Übereinkommen über Auslieferung und 
Rechtshilfe in Strafsachen noch nicht abge- 
schlossen werden, deren Zustimmungsgesetze 
vom Deutschen Bundestag bereits am 4. Juni 
1964 gebilligt und im Bundesgesetzblatt am 
6. November 1964 verkündet wurden? 

Wann und in welcher Weise wird die Bundes- 
regierung den in der Rede des Bundesmini- 
sters der Justiz in Straßburg am 14. Dezember 
1969 zum Ausdruck gebrachten Willen zur 
Hilfsstellung für das auf Initiative des Nobel- 
preisträgers Präsident Rene Cassin gegrün- 
dete internationale „Institut für Menschen- 
rechte'' im Sinn der Europarats-Empfehlung 
Nr. 580 vom Januar 1970 und nach Maßgabe 
der in ihrer Linie bereits geleisteten bzw. zu- 
gesagten Beiträge anderer Mitgliedstaaten 
realisieren? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers der Finanzen 

30. Abgeordneter Steht die Antwort der Bundesregierung auf 
Dr. Jungmann meine Mündliche Anfrage (Drucksache VI/415, 

Frage A. 63; Stenographischer Bericht über die 
35. Sitzung am 27. Februar 1970, Seite 1728), 
nach der die Bundesregieung keinen Zusam- 
menhang zwischen der Zunahme des Absatzes 
von Tabakerzeugnissen insbesondere Zigaret- 
ten (Heft 9, Statistischer Wochendienst des 
Statistischen Bundesamtes vom 6. März 1970) 
und der Senkung der Tabaksteuer zum 1. Juli 
1968 sieht, nicht im Gegensatz zu der Begrün- 
dung des Achten Gesetzes zur Änderung des 
Tabaksteuergesetzes (Drucksache V/2832) und 
des schriftlichen Berichts zu diesem Gesetz 
(Drucksache V/2891)? 

31 . Abgeordneter Sieht der Bundesfinanzminister eine Möglich- 

Memmel keit, den nichtöffentlichen privaten Stiftungen, 

die nach Artikel 34 des bayerischen Stiftungs- 
gesetzes vom 26. November 1954 aus der 
staatlichen Obhut ausgeschieden und damit 
der Körperschaftsteuer und Vermögensteuer 
unterworfen sind, zu helfen, damit sie ihrer 
Aufgabe, Stipendien auszuschütten, nachkom- 
men können und damit nicht das Stiftungs- 
vermögen durch die Steuerbelastung auf ge- 
zehrt wird? 


29. Abgeordneter 
Bauer 
(Würzburg) 


28. Abgeordneter 
Bauer 
(Würzburg) 
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32. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die wirtschaft- 

SdirÖder » liehen Schwierigkeiten in den struktiirschwa- 

(Wilhelminenhof) chen Gebieten, die sich durch die Diskontsatz- 
erhöhung noch verstärkt haben, dadurch zu 
mildern, daß sie den Unternehmen in diesen 
Gebieten die selben Bedingungen für Sonder- 
abschreibungen gewährt, wie sie im Zonen- 
randgebiet gelten? 

33. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, aus den oben- 

Sdiröder genannten Gründen die Verkehr sunterneh- 

(Wilhelminenhof) men in den betroffenen Gebieten von der 

Straßengüterverkehrsteuer voll zu befreien? 

34. Abgeordneter Wie hoch sind die Verluste der Saarberg- 

Brück werke AG durch die Beteiligung an der Frisia 

AG? 

35. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Ge- 

Brück schäftspolitik des bisherigen Vorstandes der 

Saarbergwerke AG? 

36. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, darauf hinzu- 

Orgaß wirken, daß die von den Banken und Spar- 

kassen für die Aufbewahrung von Bundes- 
schatzbriefen erhobene Mindestdepotgebühr 
von jährlich 4 DM künftig entfällt, unter dem 
Gesichtspunkte, daß damit für weite Kreise 
der Bevölkerung das Interesse am Bundes- 
schatzbrief geweckt und gefördert werden 
kann? 

37. Abgeordneter Wenn anstatt der Verdoppelung des Arbeit- 
von Bockeiberg nehmerfreibetrags (§ 19 Abs. 2 EStG) der 

Pauschbetrag für Sonderausgaben für Arbeit- 
nehmer (§ 10 c Ziff. 1 EStG) von 936 DM um 
240 DM auf 1176 DM erhöht würde, wieviel 
Anträge auf Lohnsteuerermäßigung und An- 
träge auf Lohnsteuer-Jahresausgleich würden 
überflüssig werden und wie hoch wäre die 
Einsparung an Verwaltungsaufwand in Ar- 
beitszeit und Deutscher Mark zu beziffern? 

38. Abgeordneter Wenn anstatt der Verdoppelung des Arbeit- 
von Bockeiberg nehmerfreibetrages (§ 19 Abs. 2 EStG) der all- 
gemeine Freibetrag (Existenzminimum) von 
1680 DM um 240 DM auf 1920 DM erhöht 
würde, wieviel Einkommensteuerveranla- 
gungen würden zusätzlich überflüssig werden 
und wie hoch wäre die Einsparung an Ver- 
waltungsaufwand in Arbeitszeit und Deutsche 
Mark zu beziffern? 

39. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die für die 

Dr. Fuchs regionale Wirtschaftsförderung und für die 

Finanzierung der Hoch- und Tiefbauvorhaben 
in den Zonenrand- und Ausbaugebieten zur 
Verfügung stehenden Haushaltsmittel unver- 
züglich bereitzustellen und zwar noch vor Ver- 
abschiedung des Bundeshaushaltes? 
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40. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, künftig die An- 

Seefeld Schaffung von Autoradiogeräten steuerlich zu 

begünstigen, damit ein Anreiz für eine ver- 
mehrte Anschaffung gegeben ist und somit der 
Verkehrswarnfunk effektiver werden kann? 

41. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, in Anbetracht 
Dr. Rinderspadier der veränderten durchschnittlichen Einkom- 
mensgrößen den § 161 der Reichsabgabenord- 
nung so zu ändern, daß die Bemessungsgrund- 
lage für die Buchführungspflicht der Gewerbe- 
treibenden von mindestens 12 000 DM schon 
jetzt etwa verdoppelt wird, so wie es in § 84 
der geplanten neuen Abgabenordnung für 
1975 vorgesehen ist? 

Ist die Bundesregierung bereit, angesichts des 
Mangels an ehrenamtlichen Trainern und 
Übungshelfern bei Turn- und Sportvereinen, 
durch geeignete steuerliche Maßnahmen, wie 
etwa die Gewährung eines zusätzlichen Frei- 
betrages für Sonderausgaben wegen erhöhten 
Aufwandes durch die ehrenamtliche Tätigkeit, 
einen Beitrag zur Behebung dieses Mangels 
und zur stärkeren Verwirklichung der olym- 
pischen Idee zu leisten? 

Wie hoch schätzt das Bundesfinanzministerium 
die Steuermindereinnahmen, die dadurch ent- 
standen sind, daß Einkünfte von deutschen 
Steuerpflichtigen der Besteuerung nach deut- 
schem Recht entzogen und nur den weit milde- 
ren Steuergesetzen der Schweiz unterworfen 
worden sind (vgl. DGB-Nachrichten dienst vom 
26. März 1970)? 

Wird das Bundesfinanzministerium bei der 
Neufassung des Doppelbesteuerungsabkom- 
mens zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Schweiz entsprechend der Forde- 
rung des DGB darauf drängen, eine Steuer- 
flucht in die Schweiz durch gesetzliche Maß- 
nahmen zu verhindern und rückwirkend 
— z. B. für einen Zeitraum von fünf Jahren — 
die der deutschen Besteuerung entzogenen 
Beträge nachversteuern? 

45. Abgeordneter Warum werden die Antragsformulare für 

Strohmayr die Bewilligung der Sparprämien einschließlich 

der Zusatzprämie, die in diesem Jahr sogar die 
Steuerunterlagen von 1968 fordern, immer 
komplizierter? 

46. Abgeordneter Ist sich die Bundesregierung bewußt, daß ge- 

Strohmayr rade die Sparer, die Zusatzprämien beanspru- 

chen können, diese nicht beantragen, weil die 
Ausfüllung der Antragsformulare zu große 
Schwierigkeiten bereitet? 


44. Abgeordneter 
Dr. Weber 
(Köln) 


43. Abgeordneter 
Dr. Weber 
(Köln) 


42. Abgeordneter 

Baier 
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Gesdiäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


47, Abgeordneter 
Wolfram 


48. Abgeordneter 

Wolfram 


49. Abgeordneter 

Dr. Luda 


50. Abgeordneter 

Dr. Luda 


51. Abgeordnete 
Frau Griesinger 


52. Abgeordnete 
Frau Griesinger 


53. Abgeordneter 

Walkhoff 


54. Abgeordneter 

Walkhoff 


55. Abgeordneter 

Höcherl 


Erfüllt nach Auffassung der Bundesregierung 
die „Konzertierte Aktion" optimal ihre Auf- 
gabe, bzw. was könnte gerade im Hinblick auf 
die derzeitige konjunkturelle Lage besser 
funktionieren? 

Ist die Bundesregierung bereit, außer den bis- 
herigen Partnern weitere zu beteiligen, wie 
z. B. den Bundesverband der Banken, oder 
bestehen gegen eine Ausweitung des Ge- 
sprächsteilnehmerkreises berechtigte Beden- 
ken? 

Trifft die Meldung im Industriekurier vom 
7. Februar 1970 zu, daß das Zahlenmaterial 
über die Preisentwicklung in der Bundesre- 
publik Deutschland erst nach rund acht Wo- 
chen vorliegt, weil die Kapazität der entspre- 
chenden Behörden zu gering ist? 

Wenn ja, wie gedenkt die Bundesregierung 
diesen Mangel, der die Wirtschaftspolitik 
stark beeinträchtigt, zu beseitigen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß sich bei 
der Hausbrandkohle die Preise um ca. ll®/o 
bis 14®/o seit dem 6. Oktober 1969 erhöht ha- 
ben, insbesondere dadurch, daß die Ruhrkoh- 
len AG erstmalig die in den letzten Jahren 
ziigestandenen Sommerabschläge nicht mehr 
gewährt und gleichzeitig den bisher zum Ende 
Februar auslaufenden Winterabschlag bis 
Ende März verlängert hat? 

Hält die Bundesregierung es für vertretbar, 
daß die Ruhrkohlen AG ihre Monopolstellung 
auf dem Markt angesichts der Knappheit des 
Angebots ausnutzt oder ist die Bundesregie- 
rung nicht der Auffassung, daß Maßnahmen 
zur Erhaltung eines stabilen Peisniveaus bei 
Hausbrand eingeleitet werden sollten? 

Ist die Bundesregierung bereit, die Tankstel- 
lenverträge hinsichtlich ihrer grundsätzlichen 
Vereinbarkeit mit dem Kartellrecht zu über- 
prüfen? 

Kann nach angelsächsischem Vorbild eine 
„Monopolkommission" eingesetzt werden, die 
u, a. die wettbewerbsbeschränkenden Prakti- 
ken der Mineralölgesellschaften kontrolliert? 

Wie hoch schätzt die Bundesregierung den 
Impuls der verteuerten Kreditkosten auf den 
Anstieg der Preise für Haushaltungs- und 
Investitionsgüter? 
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56. Abgeordneter 

Baron 

von Wrangel 


57. Abgeordneter 
Baron 

von Wrangel 


58. Abgeordneter 

Sdieu 


59. Abgeordneter 
Scheu 


60. Abgeordneter 

Dr. Fuchs 


Ist die Bundesregierung bereit, dem Deutschen 
Bundestag in einer Übersicht konkrete Anga- 
ben darüber zu machen, welche geplanten 
oder bereits laufenden Projekte für die wirt- 
schaftliche und strukturelle Entwicklung in 
Zonenrandgebieten, vor allem in Schleswig- 
Holstein, durch die für das laufende Wirt- 
schaftsjahr von der Bundesregierung beschlos- 
senen Haushaltssperrungen zurückgestellt 
bzw. gestoppt werden müssen und stehen sol- 
che Sperrungen nicht in Widerspruch zu dem 
Anliegen und den Zielvorstellungen der regio- 
nalen Förderungsprogramme? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
in den strukturell bekanntlich schwachen und 
deshalb ja gezielt geförderten Zonenrandge- 
bieten trotz der überspitzten Wirtschaftslage 
z. Z. keineswegs von einer Hochkonjunktur, 
die solche Einsparungen rechtfertigen würde, 
gesprochen werden kann, und daß für diese 
Gebiete bei mangelnden Investitionen eine 
unerwünschte und bedenkliche Verödung ein- 
geleitet werden könnte? 

Da andere Länder — z. B. Großbritannien ca. 
60®/o, Frankreich über 50®/o — einen wesent- 
lichen Anteil der Kosten für die Normenaus- 
schüsse aus öffentlichen Mitteln aufbringen, 
während Bund (l,9®/o) und Länder (2,9Vo) zu- 
sammen nur 4,8®/o aus öffentlichen Mitteln 
beisteuern, frage ich die Bundesregierung, ob 
sie die Absicht hat, ihren Beitrag für den 
Deutschen Normenausschuß so zu erhöhen, 
daß der durch den Deutschen Normenaus- 
schuß geleistete Beitrag zur wirtschaftlichen 
Infrastruktur imd zur allgemeinen Wirtschafts- 
und Gewerbeförderung effektiver wird, und 
welche Beträge sie für möglich hält, um im 
Rahmen der mittelfristigen Finanzplanung in 
den nächsten Jahren die erforderliche Stär- 
kung des Deutschen Normenausschusses durch- 
zuführen? 

Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
ergriffen oder beabsichtigt sie in Zukunft zu 
ergreifen, um nach Schaffung der entsprechen- 
den Übersetzervoraussetzungen im Deutschen 
Normenausschuß die Wirtschafts-Attaches der 
deutschen Botschaften und Kosulate in die 
notwendige Vermittlung der Kenntnisse, Er- 
gebnisse und Erfolge des deutschen Normen- 
werkes, insbesondere in den Entwicklungs- 
ländern und im Rahmen deutscher Industrie- 
projekte im Ausland einzuschalten? 

Ist die Bundesregierung bereit, entsprechend 
einer Forderung der bayerischen Grenzland- 
Handwerkskammern, in den Zonenrand- und 
Ausbaugebieten zum Ausgleich der durch die 
Diskontsatzerhöhung wesentlich gestiegenen 
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Kreditkosten die vorhandenen Kreditprogram- 
me, insbesondere das ERP-Kreditprogramm, in 
ihren Konditionen durch Senkung der Zins- 
sätze und die Erhöhung der Laufzeiten zu 
verbessern? 

61. Abgeordneter Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 

Werner rung in Hinsicht auf strukturelle Anpassungs- 

maßnahmen in Industrieländern für ihre eige- 
ne Struktur- und Raumordnungspolitik in Ver- 
bindung mit den Erwartungen der Entwick- 
lungsländer für die zweite Entwicklungsde- 
kade zu ergreifen? 

62. Abgeordneter Besteht über solche Maßnahmen übereinstim- 

Werner mung mit den Ländern? 

63. Abgeordneter Welcher Anteil des im Haushaltsjahr 1970 

Weigl vorgesehenen ERP-Programms zur Gewäh- 

rung von Krediten zugunsten der mittelstän- 
dischen gewerblichen Wirtschaft in den von 
der Bundesregierung anerkannten Fördenings- 
gebieten ist bereits durch Kreditzusagen er- 
schöpft? 

64. Abgeordneter Warum ist der Planungsausschuß gemäß § 6 

Dr, Hermesdorf des Gesetzes über die Gemeinschaftsaufgabe 

(Schleiden) „Verbesserung der regionalen Wirtschafts- 

struktur" vom 6. Oktober 1969 bis jetzt noch 
nicht gebildet worden und wann ist mit seiner 
Konstituierung zu rechnen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 

65. Abgeordneter Ist der Bundesregierung der Facharbeiter- 

Geldner nachwuchsmangel, insbesondere im Bereich 

des Handwerks, bekannt, und was kann nach 
Auffassung der Bundesregierung getan wer- 
den, um dieser Entwicklung entgegenzuwir- 
ken? 

66. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 

Geldner die Bereitschaft, eine Handwerkslehre anzu- 

treten bzw. nach der Lehre im Handwerk tätig 
zu bleiben, wesentlich davon abhängt, welche 
Chancen der Betreffende für die Zukunft sieht, 
einen Handwerksbetrieb zu übernehmen oder 
eine entsprechende selbständige Existenz zu 
gründen? 

67. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die wirtschaft- 

Ruf liehe Situation der Mitglieder der gesetzlichen 

Krankenversicherung, die bei einer Krank- 
heitsdauer von mehr als sechs Wochen bei 
Krankenhausaufenthalt lediglich ein Hausgeld, 
d. h. ein erheblich vermindertes Krankengeld 
beziehen, zu verbessern? 
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68. Abgeordneter 

Drösdier 


69. Abgeordneter 
von Thadden 


70. Abgeordneter 
von Thadden 


71. Abgeordneter 
Bäuerle 


72. Abgeordneter 

Bäuerle 


73. Abgeordneter 

Leicht 


74. Abgeordneter 
Hansen 


75. Abgeordnete 
Frau Lauterbach 


Kann die Bundesregierung einen Überblick 
darüber geben, ab wann die Verpflichtung zur 
Unterbringung kriegsbesdiädigter Arbeits- 
kräfte für die Wirtschaft abgebaut werden 
kann und besteht — falls die Frage bejaht 
wird — die Möglichkeit, eine ähnliche gesetz- 
liche Regelung für die Unterbringung von 
Arbeitskräften, die auf Grund ihres Alters 
schlechter vermittlungsfähig sind, zu schaffen? 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
zur Sicherung einer versichertennahen Be- 
treuung bei der Einrichtung der Bundesknapp- 
schaft regionale Sektionen eingerichtet und 
daß für den Bereich der Saarknappschaft eine 
eigene Sektion „Saar" geschaffen werden soll? 
soll? 

Wie weit sind die Verhandlungen zur Neu- 
ordnung der hüttenknappschaftlichen Pensi- 
onsversicherung des Saarlandes gediehen, bei 
denen das Bundesarbeitsministerium feder- 
führend ist? 

Treffen Pressemeldungen zu, nach denen etwa 
400 000 Kriegerwitwen bei der zum 1. Januar 
nächsten Jahres beabsichtigten Rentenanpas- 
sung nur eine geringe bzw. keine finanzielle 
Verbesserung erhalten, da bei der Berechnung 
des Schadensausgleichs die Grundrenten in 
vollem Umfang angerechriet werden? 

Wird die Bundesregierung gesetzliche Voraus- 
setzungen schaffen, damit zukünftige Grund- 
rentenerhöhungen nach den jährlichen Anpas- 
sungen bei der Ermittlung des Bruttoeinkom- 
mens, an dem sich der Schadensausgleich 
orientiert, außer Betracht bleiben, um die Be- 
nachteiligung der Witwen zu beseitigen? 

Können Heime, die Erziehung und Berufsaus- 
bildung schwererziehbarer Jugendlicher vor- 
nehmen, in den Genuß der Förderung nach 
dem Arbeitsförderungsgesetz kommen? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
den Menschenhandel mit Gastarbeitern ohne 
Aufenthaltsgenehmigung für die Bundesrepu- 
blik Deutschland zu unterbinden, wie er laut 
„Panorama" am 6. April 1970 z. B. durch eine 
Firma in Stuttgart betrieben wird, welche 
Arbeitskräfte weit unter Tarif einstellen soll, 
wobei die geringfügigen Strafen für ihre ille- 
gale Tätigkeit die erzielten Gewinne kaum 
schmälern würde? 

Ist die Bundesregierung darüber informiert, 
daß es laut Panorama-Sendung vom 6. April 
d. J. — rund 200 bekannte und eine nur schätz- 
bare Dunkelziffer unbekannter Unternehmer 


Der Fragesteller 
bittet um schrift- 
liche Beantwortung 


12 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Dnicksadie VI/610 


gibt, die als Touristen einreisende auslän- 
dische Arbeitnehmer illegal anheuem und sie 
als „Leiharbeiter" vor allem an Baufirmen in 
einer Größenordnung vermieten, daß man von 
einer Beherrschung des sogenannten „grauen 
Gastarbeitermarktes'' im Baugewerbe sprechen 
kann? 


76. Abgeordnete Teilt die Bundesregierung meine Meinung, 
Frau Lauterbach daß dieser Art von Firmen das Handwerk 
gelegt werden muß, und welche Möglichkeiten 
sieht sie sowohl dazu, wie auch den betroffe- 
nen Leiharbeitem zu ihren elementarsten 
Menschenrechten zu verhelfen? 

Wie gedenkt die Bundesregierung gegen die 
Agenturen vorzugehen, welche ausländische 
Arbeiter ohne Aufenthalts- und Arbeitsgeneh- 
migung mit hohem Gewinn als Arbeitskräfte 
an industrielle Unternehmen weitervermitteln? 


78. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Pieroth Alterskassen der Landwirtschaft bei Anträgen 

auf Landabgaberente die Voraussetzung einer 
fünfjährigen überwiegend hauptberuflichen 
Bewirtschaftung (§ 41 Abs. 1 Buchstabe d 
des Vierten Gesetzes zur Änderung und 
Ergänzung des Gesetzes über eine Altershilfe 
für Landwirte) so streng auslegen, daß selbst 
wegen kurzer Unterbrechungen und bei Land- 
wirten, die weit über fünf Jahre hauptberuf- 
lich tätig sind, die Rente abgelehnt wird, und 
ist die Bundesregierung bereit, hier eine fle- 
xiblere Regelung einzuführen, damit die 
Strukturverbesserung gefördert und soziale 
Härten vermieden werden? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers der Verteidigung 


79. Abgeordneter Trifft es zu, daß im Bereich des Bundesvertei- 

Cramer digungsministeriums Verbesserungsvorschlä- 

ge, die bei ihrer Verwirklichung erhebliche 
Arbeitsleistungssteigerungen bedingen, viele 
Monate im Verwaltungsgang bleiben, ohne 
bearbeitet zu werden? 

80. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß Vor- 

Cramer schlüge aus dem Marinearsenal Wilhelmsha- 

ven 19 Monate ohne Entscheidung geblieben 
sind, und teilt die Bundesregierung die Auf- 
fassung, daß bei einer solchen Verfahrens- 
dauer die lobenswerte Eigeninitiative der Be- 
schäftigten in ihrem Bereich gelähmt wird? 


77. Abgeordneter 

Löffler 
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81. Abgeordneter 
Hansen 


82. Abgeordneter 

Dr. Enders 


83. Abgeordneter 
Dr. Enders 


84. Abgeordneter 
Wende 


85. Abgeordneter 

Wende 


86. Abgeordneter 

Dr. Klepsdi 


87. Abgeordneter 

Dr. Sdimitt- 
Vodcenhausen 


Treffen Pressemitteilungen zu, wonach ein an 
einem Skelettschaden der Wirbelsäule leiden- 
der und damit dienstunfähiger Soldat als „Si- 
mulant“ wochenlang in der neurologisch-psy- 
chiatrischen Abteilung des Hamburger Bundes- 
wehrlazaretts zubrachte, um dann wegen „see- 
lischer Fehlhaltung“ als dienstunfähig entlas- 
sen zu werden? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß Rück- 
forderungen von Studienbeihilfen an Nach- 
wuchskräfte der Bundeswehr ungleich härter 
eingezogen werden, als Rückforderungsan- 
sprüche nach der Gewährung des Honnefer 
Modells? 

Ist die Bundesregierung bereit, von den Stu- 
denten — die als Nachwuchskräfte der Bun- 
deswehr Studienbeihilfe erhielten und ohne 
nachweisbares Verschulden ihr Studium ab- 
brechen mußten — die Rückzahlung in niedri- 
gen Raten, ohne Berechnung der Zinsen und 
erst nach Abschluß einer anderen Berufsaus- 
bildung anzufordern? 

Welche Erfahrungen hat die Bundesregierung 
mit dem Luftsporterlaß V/R II1/2, Az.: 12-03-00 
vom 16. Januar 1967 (FUH IV/3, Az.: 01-52-40 
vom 7. November 1968) hinsichtlich der Aus- 
wirkungen auf die Zusammenarbeit mit den 
Luftsportvereinen in der Bundesrepublik 
Deutschland gemacht? 

Teilt die Bimdesregierung die Bedenken, wie 
sie in einer kürzlich vorgelegten Dokumenta- 
tion des baden-württembergischen Luftfahrt- 
verbandes e. V. gegen den Erlaß Nr. V/R III/2, 
Az.: 12-03-00 vom 16. Januar 1967 (FÜH IV/3, 
Az.: 01-52-40 vom 7. November 1968) erhoben 
worden sind? 

Auf wessen Weisung haben Bundeswehran- 
gehörige in Uniform bei der Rennrodelwelt- 
meisterschaft in Königsee am 31. Januar 1970 
die Flagge der DDR gehißt, und war es die 
Absicht der Bundesregierung, diesen Vorgang 
durch Veröffentlichung in der Wochenzeitung 
„Das Parlament“ zu unterstreichen? 

Welche Maßnahmen sind noch erforderlich, 
um die einheitliche Warenkatalogisierung für 
Wirtschaft und öffentliche Verwaltung gemäß 
dem Kabinettsbeschluß vom 16. September 
1968 durchzuführen? 


Gesciläftsbereidi des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 

88. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für angebracht, 
Dr. Geßner daß künftig in Pässen oder Personalausweisen 

Blutgruppe, Rhesusfaktor oder Impfungen ein- 
getragen werden können? 
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89. Abgeordneter 
Dr. Bechert 
(Gau- 

AI gesheim) 


90 . Abgeordneter 

Dr. Bechert 
(Gau- 

Algesheim) 


91. Abgeordneter 

Burger 


92. Abgeordneter 

Burger 


93. Abgeordneter 

Dr. Probst 


94. Abgeordneter 
Schulte 
(Schwäbisch- 
Gmünd) 

95. Abgeordneter 
Härzschel 


Trifft es zu, daß die Finna Merck/Darmstadt 
das Vitaminpräparat Multibionta mit dem 
gleichen Namen in der gleichen Aufmachung 
und zum gleichen Preis, aber in verschiedener 
Zusammensetzung zur Zeit verkauft, weil sie 
das alte Präparat noch bis zum 27. Januar 1971 
verkaufen darf, welches u. a. Vitamin D und 
Vitamin A enthält, während das neue Präpa- 
rat, das zur Zeit neben dem alten verkauft 
wird und nach dem 27. Januar 1971 allein 
verkauft werden wird, kein Vitamin D enthält 
und Vitamin A nur unterhalb der Sperrgrenze? 

Falls die Frage 89 mit ja zu beantworten 
ist, was wird die Bundesregierung tun, um die 
Verbraucher vor der Gefahr einer Irreführung 
zu schützen, da ja die meisten Käufer die Zu- 
sammensetzung des Präparates, die in sehr 
kleinem Druck auf der Verpackung angegeben 
ist, beim Kauf nicht lesen, überdies meistens 
nicht wissen, daß zwei verschiedene Präpa- 
rate zum gleichen Preis in der gleichen Auf- 
machung auf dem Markt sind, von denen das 
zweite, in Zukunft allein auf dem Markt be- 
findliche, frei verkäuflich ist, während das 
alte nur in Apotheken abgegeben wird? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß im 
Rundschreiben 225/69 des Landeswohlfahrts- 
verbandes Württemberg-Hohenzollern vom 
22. September 1969 eine Auslegung des § 39 
Abs. 1 Nr. 5 des Bundessozialhilfegesetzes 
getroffen wird, die eine Einschränkung des 
Kreises der Hilfsbedürftigen bedeutet? 

Ist die Bundesregierung mit mir der Auffas- 
sung, daß eine solche Auslegung dem erklär- 
ten Willen des Gesetzgebers, durch die zweite 
Novelle zum Bundessozialhilfegesetz keine 
Verschlechterungen sondern Verbesserungen 
zu erreichen, widerspricht, und ist die Bundes- 
regierung bereit, mit den Bundesländern als- 
bald Fühlung aufzunehmen, um derartige Fehl- 
interpretationen zu verhindern bzw. imverzüg- 
lich wieder zu beseitigen? 

Welche Bewandtnis hat es mit der im Zusam- 
menhang mit diesen Beschuldigungen — siehe 
Frage 1 — erwähnten sogenannten „zentralen 
Giftkartei", die im Bundesgesundheitsamt er- 
stellt wird? 

Ist es richtig, daß — einer Pressemitteilung 
zufolge — die Bundesrepublik Deutschland im 
Kampf gegen die Säuglingssterblichkeit an 
21. Stelle unter den Ländern der Erde steht? 

Wieviel beschützende Werkstätten für geistig 
Behinderte gibt es im Bundesgebiet und wie- 
viel wären zusätzlich notwendig, um allen 
Behinderten, die dazu in der Lage sind, einen 
solchen Arbeitsplatz zu geben? 
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96. Abgeordneter Welchen Beitrag leistet die Bundesregierxmg 

Härzsdiel dazu und was gedenkt sie zu tun, um den 

Ausbau solcher Werkstätten zu fördern und 
die Unterhaltung zu sichern? 

97. Abgeordneter Welche Tatsachen liegen der Bundesregie- 

Dr. Müller rung vor, die darauf hinweisen, daß im Rah- 

(Mündien) men der Rauschgiftdelikte in verstärktem 

Maße Heroin eine Rolle spielt? 

98. Abgeordneter Idi frage die Bundsregierung, weldie Stei- 

Dasch lungnahme sie zu der Speiseeisverordnung der 

EWG-Kommission deswegen abgeben wird, 
da entgegen der vorher vorhandenen Absicht, 
nur tierisches Fett als Milchfett für die Her- 
stellung von Speiseeis und kein anderes 
pflanzliches Fett als Kakaobutter zu verwen- 
den, in der Verordnung jedoch vorgesehen ist, 
daß auch Pflanzenfetteis mit mindestens 5®/o 
zugelassen wird? 


Gesdiäftsbereidie des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


99. Abgeordneter Liegen der Bundesregierung Erfahrungsbe- 

Gerladi richte vor, wonach die derzeitige Gebühren- 

(Obemau) regelung im Kfz-Zulassungswesen ausgespro- 

chen praxisfremd ist und einen unnötigen 
Verwaltungsaufwand erfordert? 

Hat die Bundesregierung Bedenken, die in 
Artikel I B der Gebührenordnung für Maß- 
nahmen im Straßenverkehr i. d. F. der Ände- 
rungsverordnung vom 15. Juli 1966 (BGBl. I 
S. 420) vorgesehenen 40 Einzelgebühren zu 
Pauschalgebühren zusammenzufassen, diese 
Pauschalgebühren etwa nach den einzelnen 
Zulassungsverfahren (Erstzuiassung — Um- 
schreibung — Stillegung — Wiederzulassung) 
zu bestimmen und damit die bisherigen 40 
Einzelgebühren auf etwa 3 bis 5 Pauschalge- 
bühren zu reduzieren? 

101. Abgeordnete Trifft es zu, daß ein Test der Landesverkehrs- 
Frau Fundce wacht in Hamburg ergeben hat, daß Fahr- 
schüler, die auf Wagen mit Automatik gelernt 
und die Fahrprüfung bestanden haben, sich in 
einem handgeschalteten Wagen als unsicher 
und als Gefahrenquelle im Straßenverkehr 
erwiesen? 

102. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß für den 

Maudier Unfallrettungsdienst die notwendigen Mittel 

fehlen, um seiner Aufgabe gerecht zu werden? 
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103. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, aus dem be- 

Maudier sonderen Topf für die Publizierung der Stra- 

ßenverkehrs-Ordnung wenigstens einen Teil 
der Mittel für den Unfallrettungsdienst abzu- 
zweigen? 

104. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, den Vorschlag 

Erhard von Professor Grzimek aufzunehmen und an 

(Bad Sdiwalbach) den Bundesautobahnen, besonders an den ge- 
fährdeten Stellen, Wildschutzzäune zu errich- 
ten, um damit schwere Unfälle zu vermeiden? 

105. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß Trans- 

Dr. Unland portuntemehmen in Grenzgebieten durch die 

Regelung des § 6 a des Güterkraftverkehrs- 
gesetzes benachteiligt werden, und ist sie be- 
reit, durch eine Vorlage auf Änderung dieser 
Bestimmung fiktive Standorte zuzulassen, da- 
mit die Wettbewerbsfähigkeit dieses für die 
häufig schwach strukturierten Grenzgebiete 
wichtigen Wirtschaftszweiges verbessert wird? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, entspre- 
chend dem Vorbild anderer europäischer Län- 
der, den Einbau von Sicherheitsgurten in fa- 
brikneue Personenkraftwagen im Interesse 
der Sicherheit der Wageninsassen zur Pflicht 
zu machen? 

Warum muß in Westberlin für Auslandsflüge 
noch immer eine Flugplatzgebühr von 5 DM 
entrichtet werden, die in westdeutschen Flug- 
häfen schon seit einiger Zeit nicht mehr er- 
hoben wird? 

108. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung Vorschläge 

Wagner zur Verminderung der Unfallgefahren, die 

(Günzbufg) Baumbepflanzung entlang der Bundesstraßen 

zu beseitigen? 

109. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Aus- 

Dr. Riedl einandersetzung zwischen dem Bundesminister 

(München) für Verkehr und für das Post- und Femmelde- 

wesen und der Gewerkschaft „Deutscher Post- 
verband im Deutschen Beamtenbund" über die 
von Bundesminister Leber für den Bereich der 
Deutschen Bundespost erlassenen Verfügung, 
wonach den Personalvertretungen über das 
geltende Recht hinausgehende Beteiligungs- 
rechte zugestanden werden? 

Welche Haltung nimmt die Bundesregierung 
gegenüber dem Vorwurf der Gewerkschaft 
„Deutscher Postverband im Deutschen Beam- 
tenbund" ein, die die von Bundesminister Le- 
ber am 27. Februar 1970 für den Bereich der 
Deutschen Bundespost erlassenen Verfügung 
betreffend Zusammenarbeit mit den Personal- 
vertretungen in einigen Punkten für rechts- 
widrig hält? 


110. Abgeordneter 

Dr. Riedl 
(München) 


107. Abgeordneter 
Dr. Schulz 
(Berlin) 


106. Abgeordneter 
Schulte 
(Schwäbisch- 
Gmünd) 
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111. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, alles notwen- 

Leicht dige zu tun, um im Sendebereich des Südwest- 

funks auch der Südpfalz (Raum Bad Bergza- 
bern, Landau, Germersheim) den Empfang der 
Sendung „Blick ins Land" (Berichte und Nach- 
richten aus Rheinland-Pfalz), der bisher in die- 
sem Raum meistens durch die Sendung 
„Abendschau" (Berichte und Nachrichten aus 
Baden-Württemberg) überlagert wird, zu er- 
möglichen? 

Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 

112. Abgeordneter Billigt die Bundesregierung die amtliche Ver- 

Mursch öffentlichung des Bundespresse- und Infor- 

(Soltau-Harburg) mationsamtes über eine neue, noch nicht be- 
stehende Organisation des Bundeskanzler- 
amtes mit zwei zusätzlichen Abteilungen (ins- 
gesamt 5 Abteilungen), obwohl die hierfür 
benötigten Stellen vom Parlament bisher nicht 
genehmigt worden sind, oder sieht sie hierin 
einen unzulässigen Vorgriff auf eine Entschei- 
dung des Deutschen Bundestages (vgl. auch 
Finanznachrichten des Bundesfinanzministe- 
riums vom 23. März 1970)? 

Welche Gründe haben die Bundesregierung 
bewogen, den Hauptgeschäftsführer des Lan- 
desverbandes einer politischen Partei in die 
Führungspitze des Bundesnachrichtendienstes 
zu berufen? 

114. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 

Dr. Becher eine Entwicklung zu vermeiden, die den Bun- 

(Pullach) desnachrichtendienst durch personalpolitische 

Entscheidungen aus einer staatlichen Einrich- 
tung in das Instrument einer Partei verwan- 
deln könnte? 

115. Abgeordneter Plant die Bundesregierung aus dem Bereich 

Dasch des Bundesministeriums für Ernährung, Land- 

wirtschaft und Forsten die Ressortzuständig- 
keit für Kulturlandschaft und Landschafts- 
schutz auszklammern und dem Bundesinnen- 
ministerium zu übertragen? 

116. Abgeordneter Kann die Bundesregierung mitteilen, mit wel- 

Dr. Schulze- ehern Erfolg der Bundeskanzler in Erfurt 

Vorberg — entsprechend der Ankündigung von Staats- 

sekretär Ahlers — „die Diskriminierung west- 
deutscher Journalisten und Redaktionen" zur 
Sprache gebracht hat? 

Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 

117. Abgeordneter Was ist aus den Bemühungen der früheren 

Fiämig Bundesregierung geworden, auf geeignetem 

diplomatischen Wege etwas gegen das Ab- 
schlachten Tausender von jungen Robben in 
Nordkanada und auf Labrador zu unterneh- 
men? 


113. Abgeordneter 

Dr. Becher 
(Pullach) 
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118. Abgeordneter 
Flämig 


119. Abgeordneter 

Dr. Kempfier 


120. Abgeordnete 

Frau Klee 


121. Abgeordneter 

Dr. Klepsch 


122. Abgeordneter 
Schlee 


123. Abgeordneter 
Sdilee 


124. Abgeordneter 
Benda 


125. Abgeordneter 

Benda 


126. Abgeordneter 

Dr. Müller 
(Mündien) 


Treffen die Angaben in der „Report" -Sendung 
vom 23. März 1970 zu, wonach Feststellungen 
eines Beauftragten des Welttierschutzbundes 
ergeben haben, daß sich an den Abschlacht- 
methoden trotz des weltweiten Protestes nichts 
geändert habe? 

Welches ist der Stand des Ratifizierungsver- 
fahrens für die Europäische Konvention über 
die konsularischen Befugnisse und der beiden 
Zusatzprotokolle, die am 11. Dezember 1967 
von der Bundesregierung unterzeidinet wur- 
den? 

Bis wann ist mit dem Abschluß des Ratifizie- 
rungsverfahrens für das Europäische Überein- 
kommen über die akademische Anerkennung 
von akademischen Graden und Hochschulzeug- 
nissen zu rechnen, dessen Ratifizierungsgesetz 
vom Deutschen Bundestag bereits am 19. Juni 
1969 verabschiedet wurde? 

Was hat die Bundesregierung, insbesondere 
der Bundeskanzler und der Bundesminister des 
Auswärtigen, unternommen, um das Leben 
des Botschafters Graf von Spreti zu retten? 

Warum betrachten es überstaatliche Organisa- 
tionen, z. B. die UNO oder die NATO, nicht 
als ihre weltpolizeiliche Aufgabe, gegen Ver- 
brechen gegen das Völkerrecht wie bei der 
Entführung und Ermordung des Deutschen 
Botschafters Karl Graf von Spreti, gemeinsam 
vorzugehen? 

Ist der deutsche Botschafter Karl Graf von 
Spreti der erste der in den letzten Jahren in 
den lateinamerikanischen Staaten entführten 
Diplomaten und Politiker gewesen, der nidit 
ausgelöst und dadurch vor dem Tode bewahrt 
wurde? 

Welche Maßnahmen hatte die Bundesregie- 
rung zum Schutz der deutschen Diplomaten 
ergriffen, nachdem in mehreren lateinameri- 
kanischen Staaten, insbesondere auch in Gua- 
temala, Diplomaten anderer Länder von Un- 
tergrundorganisationen entführt worden wa- 
ren oder Entführungsversuche stattgefunden 
hatten? 

Welche Maßnahmen zum Schutz der deutschen 
Diplomaten in den in Frage kommenden Län- 
dern beabsichtigt die Bundesregierung zu er- 
greifen, nachdem Botschafter Graf von Spreti 
in Guatemala ermordet wurde, ohne daß die 
dortige Regierung das Notwendige getan hat, 
um ihn aus der Gewalt der Entführer zu be- 
freien? 

Welche konkreten Maßnahmen hat die Bun- 
desregierung angeordnet, um die Sicherheit 
deutscher Diplomaten im Ausland besser als 
bisher zu gewährleisten? 
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B. Schriftliche Fragen gemäß IV. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 

1. Abgeordneter Treffen Pressemeldungen zu, denen zufolge 

Dr. Luda Bundeskanzler Brandt in einer Sitzung des 

Bundeskabinetts erklärt hat, die Steigerung 
des englischen Ausdrucks für Nachrichten 
laute: „News, bad news, Agnews"? 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


2. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
Möhring zu verhindern, daß bei Übungen britischer 

Panzertruppen im Raum Amelinghausen, Et- 
zen — Dehnsen außerhalb der dafür vorgese- 
henen Flächen landwirtschaftlich genutzte 
Felder weiterhin befahren und damit Kulturen 
z. T. nachhaltig zerstört werden? 


3. Abgeordneter 

Bauer 

(Würzburg) 


Wird sich die Bundesregierung im Minister- 
komitee des Europarates entsprechend der 
Empfehlung 574 der Beratenden Versammlung 
des Europarates für die Veröffentlichung des 
Berichts der europäischen Menschenrechts- 
kommission über die Lage in Griechenland 
einsetzen? 


4. Abgeordnete Hat die Bundesregierung die Absicht, entspre- 
Frau Klee chend der Empfehlung 389 der Beratenden 

Versammlung des Europarates vom 26. Janu- 
ar 1970, in Zusammenarbeit mit den Ländern 
sich an dem geplanten europäischen Komitee 
für die Erhaltung und Wiederbelebung des 
kulturellen Erbes zu beteiligen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


5. Abgeordneter 

Dr. Müller- 
Emmert 


Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten 
— im Zusammenwirken mit den Olympischen 
Gremien in der Bundesrepublik Deutschland 
und dem Deutschen Sportbund — , dazu beizu- 
tragen, daß das Ausland stärker als bisher 
über die Sportförderung in der Bundesrepublik 
Deutschland und die Vorbereitungen der 
Olympischen Spiele 1972 publizistisch infor- 
miert wird? 


6. Abgeordneter 

Dr. Müller- 
Emmert 


Was unternimmt die Bundesregierung gegen 
den Versuch der DDR, im Ausland, insbeson- 
dere in den afro-asiatischen Ländern, ein Bild 
über die Vorbereitungen und Ziele der Olym- 
pischen Spiele 1972 in München und Kiel zu 
verbreiten, das mit der Wirklichkeit nicht 
übereinstimmt? 
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7. Abgeordneter Wurden für die Herstellung von Notruftafeln 
Möhring des Bundesamtes für den zivilen Bevölke- 

rungsschutz, die im Raum Lüneburg — Uelzen 
zur Verteilung gelangten und die eine über- 
wiegende Firmenreklame enthalten, für die 
das Bundesamt laut Aufdruck die Billigung 
gegeben hat, Steuermittel aufgewendet? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


8. Abgeordneter Wird der Bundesminister der Finanzen ange- 

Baier sichts der besonderen Bedeutung des Zollam- 

tes Wiesloch für den dortigen Industrieraum 
auch weiterhin für die Beibehaltung des Zoll- 
amtes mit Sitz in Wiesloch eintrefen? 


9. Abgeordneter Zu welchen Steuerausfällen wird die ab 
Weigl 1. Januar 1970 für Berliner Arbeitnehmer ge- 

plante Einführung einer Zulage von 8Vo zum 
Bruttolohn führen? 


10. Abgeordneter In welcher Weise beabsichtigt die Bundesre- 
Dr. Klepsch gieriing, die durch die Diskonterhöhung ver- 

ursachten Mietpreiserhöhungen in den Bun- 
dessozialwohnungen auf der Koblenzer Kar- 
thause (Flugfeld) um 0,34 DM je Quadratmeter 
auszugleichen? 


11. Abgeordneter Wird auch die Bundesregierung gezwungen, 

Dr. Klepsch auf Grund der Diskonterhöhung ihre bisher 

gewährte, laut Vertrag jederzeit widerrufliche, 
Zinsvergünstigung aiifzuheben? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


12. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Auswertung statistischer 
Weigl Unterlagen über die Einkünfte von Zweit- 

kinderfamilien ergab, daß die Arbeitnehmer- 
verdienste im Zonenrandgebiet wesentlich 
unter den Arbeitnehmerverdiensten in Berlin 
liegen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


13. Abgeordneter Ist mit der baldigen Vorlage der entsprechen- 
Niegel den Durchführungsverordnung nach dem 

Marktstrukturgesetz für Kartoffeln zu rech- 
nen, damit die betroffenen Landwirte und 
Wirtschaftskreise noch rechtzeitig für die dies- 
jährige Ernte disponieren können? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 

14. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, angesichts der 

Schröder neueren Zahlen über die Erwerbstätigkeit und 

(Wilhelminenhof) die Arbeitslosigkeit im Bezirk Leer und Em- 
den, wonach im besonderen der Arbeitsamts- 
bezirk Leer mit einer Arbeitslosenquote von 
lOVo im Bundesgebiet eine Spitzenstellung 
einnimmt, als Grundlage für alle Maßnahmen 
zur Verbesserung der regionalen Wirtschafts- 
struktur eine soziologische Untersuchung bzw. 
Arbeitsmarkt- und Berufsanalyse zu fertigen? 

Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 

15. Abgeordneter Bestehen Pläne über den endgültigen Standort 

Peiter des Kreiswehrersatzamtes Montabaur? 

16. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, daß Kreiswehr- 

Peiter ersatzamt wieder von Neuwied nach Monta- 

baur zurückzuverlegen? 

Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 

17. Abgeordneter Sind Mikrowellengeräte, die zur Zeit in erhöh- 

Dr. Prassler tem Umfang zur Speisenzubereitung in Le- 

bensmittelgeschäfte verkauft und vermietet 
werden, darauf geprüft, ob durch ihre Strah- 
lungsintensität Gesundheitsschäden für das 
Bedienungspersonal entstehen können und ob 
die darin zubereiteten Speisen auf Dauer un- 
bedenklich genossen werden können? 

18. Abgeordneter Werden Mikrowellengeräte bereits von deut- 

Dr. Prassler sehen Firmen gebaut und verkauft oder sind 

bisher nur Einfuhr- und Verkaufslizenzen be- 
sonders für Geräte amerikanischer Bauart er- 
teilt worden? 

Geschäftsbereiche des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 

19. Abgeordneter Ist die Bundesregierung unterrichtet, ob die 

Meister Absicht besteht, im Raume Pforzheim, Gewann 

Katharinentaler Hof, einen Großflughafen zu 
errichten? 

20. Abgeordneter Ist die Bundesregierung in der Lage, über den 

Meister Stand der Planungen Auskunft zu erteilen? 

21. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung Vorschläge, 

Dr. Arnold nach denen die Altersgrenze bei Führerschein- 

prüfungen auf 16 Jahre herabgesetzt werden 
soll? 
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22. Abgeordneter 
Dasch 


23. Abgeordneter 

Erhard 

(Bad Schwalbach) 


24. Abgeordneter 

Dichgans 


25. Abgeordneter 

Dr. Beermann 


26. Abgeordneter 

Dr. Beermann 


27. Abgeordneter 

Leicht 


28. Abgeordneter 

Leicht 


Ich frage die Bundesregierung, wie weit die 
Planungen und Vorhaben gediehen sind, den 
Durchgangsverkehr durch die Stadt Wasser- 
burg/Inn durch eine Ortsumgehung (Neubau 
der B 304) zu entlasten und bis wann mit 
einem eventuellen Baubeginn gerechnet wer- 
den kann? 

Welche Erfahrungen und Ergebnisse liegen vor 
über die Wirkungen des Ordnungswidrigkei- 
tengesetzes im Zusammenhang mit dem Buß- 
geldkatalog auf das Verhalten der Kraftfahrer 
im Straßenverkehr, insbesondere auf das Fah- 
ren unter Alkoholeinfluß? 

Trifft es zu, daß der Start- und Landelärm der 
Uberschallmaschinen, die nach der auf die 
Kleine Anfrage — Drucksache VI/331 — er- 
teilten Antwort vom 17. Februar 1970 

— Drucksache VI/403 — über besiedelten Ge- 
bieten nur mit Unterschallgeschwindigkeit ge- 
flogen werden sollen, gleichwohl im Augen- 
blick des Starts und der Landung etwa doppelt 
so groß sein wird wie derjenige der zurzeit 
lautstärksten Flugzeuge, der Caravellen? 

Warum ist der Haushaltsplan 1,970 lediglich 
für den Ausbau der B 5 bei Geesthacht (An- 
lage zur Drucksache VI/300, Einzelplan 12 

— Finanzhaushalt — Anlage 1 zu Kapitel 
12 10, zu Tit. 760 21, Kennzeichen 1021, lfd. Nr. 
385) ein Betrag eingesetzt, während für einen 
Gesamtausbau der B 5 keine Mittel vorgese- 
hen sind, obgleich wegen des wachsenden 
Pendlerverkehrs zwischen Lauenburg und 
Geesthacht einerseits und Hamburg anderer- 
seits dies dringend erforderlich ist? 

Ist es richtig, daß der gleichzeitige Ausbau 
des Elbe-Lübeck-Kanals mit dem Elbe-Seiten- 
Kanal — eine Maßnahme von wirtschaftlicher 
Bedeutung für die Kreise Stormarn/Lauen- 
burg — bis jetzt daran gescheitert ist, daß das 
Land Schleswig-Holstein sich geweigert hat, 
den von ihm zu tragenden finanziellen Beitrag 
aufzubringen, während das ebenfalls einkom- 
mensschwache Land Niedersachsen den in den 
Regierungsabkommen vom Bund und den be- 
teiligten Ländern im Verhältnis 2 : 1 festge- 
setzten Beitrag zum Elbe-Seiten-Kanal, der für 
Niedersachsen von gleicher wirtschaftlicher 
Bedeutung ist wie der Elbe-Lübeck-Kanal für 
Schleswig-Holstein, gezahlt hat? 

Wo werden und in welch finanzieller Höhe 
im Raum der Kreise Landau, Bad Bergzabern, 
Germersheim und der Stadt Landau Straßen- 
baumaßnahmen an Bundesstraßen noch in die- 
sem Jahr durchgeführt? 

Aus welchen Gründen werden die infolge An- 
siedlung größerer Wirtschaftsunternehmungen 
sehr dringlichen Straßenbaumaßnahmen im 
Zuge der B 9 und BIO im Raum Wörth in 
diesem Jahr nicht in Angriff genommen? 
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29. Abgeordneter Wie beurteilt der Bundesminister für Verkehr 
Baier die Forderung der Bevölkerung und des Kreis- 

tages im Landkreis Mosbach nach dem Bau 
einer Neckarbrücke zwischen Neckargerach 
und Guttenbach und in welcher Weise wird 
der Bundesminister für Verkehr dieses Vor- 
haben fördern und finanziell unterstützen? 

Welche Maßnahmen beabsichtigt die Bundes- 
regierung zu ergreifen, um die Störung des 
Rundfunk- und Fernsehempfangs durch Flug- 
zeuge, die auf dem Flugplatz in Leipheim star- 
ten und landen, zu beseitigen? 

31. Abgeordneter Wird die Bundesregierung der Forderung der 

Dr. Arnold Hamburger Postgewerkschaft entsprechen, die 

Briefzustellung an den Samstagen abzuschaf- 
fen? 

32. Abgeordneter Ist die Deutsche Bundespost bereit, ihre bis- 

Dr. Häfele herige Haltung zu überprüfen, wonach An- 

träge von Wohlfahrtseinrichtungen, z. B. des 
Pestalozzi-Kinderdorfes Wahlwies, auf Ballon- 
postbeförderung abgelehnt wurden? 

33. Abgeordneter Ist sich die Deutsche Bundespost darüber im 

Dr. Häfele klaren, daß sie mit ihrer ablehnenden Haltung 

im Vergleich zu anderen Staaten isoliert da- 
steht und daß kaum nennenswerte Erschwe- 
rungen in den Dienstgeschäften im Interesse 
der guten Sache auch von der Deutschen Bun- 
despost in Kauf genommen werden sollten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 

34. Abgeordneter Sind die Ausgaben für Bildung und Wissen- 

Dr. Dittrich schalt in Höhe von 305 Millionen DM auch 

gesperrt für die Investitionsvorhaben im Zo- 
nenrandgebiet hinsichtlich der Schulbauförde- 
rung und sonstigen kulturellen Vorhaben? 

35. Abgeordneter Wann wird die Hochschulstatistik so ausge- 

Dichgans baut sein, daß sie binnen angemessener Frist 

Angaben über die Aufwendungen der öffent- 
lichen Kassen für das Studium eines Studenten 
im Jahresdurchschnitt (Studienjahr) und für 
die durchschnittliche Studiendauer liefert, un- 
terteilt nach den wichtigsten Fächergruppen, 
ferner unterteilt nach Kosten der laufenden 
Lehre, der lehrbezogenen Forschung sowie 
der Bauten und sonstigen Investitionen? 


Bonn, den 10. April 1970 


30. Abgeordneter 

Wagner 

(Günzburg) 
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